
 

 

 
 
 
 

Beschluss 
 
 
 
 
TOP I.2 Betreuungsrecht ‒ Beistand unter Ehegatten und  

Lebenspartnern in Angelegenheiten der Gesundheits-
sorge und damit zusammenhängenden Bereichen 

 
 
Berichterstattung: Baden-Württemberg, Bayern, Brandenburg,  

Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz, Saarland, Schleswig-Holstein 

 
 
 
1. Die Justizministerinnen und Justizminister begrüßen die zunehmen-

de Verbreitung von Vorsorgevollmachten in der Bevölkerung und 

sprechen sich für die weitere Förderung dieses wichtigen Instru-

ments der Selbstbestimmung auf allen Ebenen von Staat und 

Gesellschaft aus. 

 

2. Die Justizministerinnen und Justizminister befürworten daneben 

eine Stärkung der Beistandsmöglichkeiten des Ehegatten und 

Lebenspartners in erster Linie auf dem Gebiet der Gesundheits-

sorge und in damit eng zusammenhängenden Bereichen für den 

Fall, dass der Betroffene weder etwas anderes bestimmt noch einen 

entgegenstehenden Willen geäußert hat. Der Ehegatte oder Lebens-

partner sollte dabei denselben Bindungen unterliegen wie ein 

Vorsorgebevollmächtigter. Dies gilt insbesondere für die Bindungen 

an den Willen und die Wünsche seines Partners.  
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3. Die Beistandsmöglichkeiten des Ehegatten oder Lebenspartners 

sollten sich nicht allein auf die Befugnis zur Einwilligung oder 

Nichteinwilligung in ärztliche Maßnahmen erstrecken. Erfasst sein 

sollte insbesondere auch die Befugnis zum Abschluss von im 

Rahmen der Gesundheitssorge erforderlich werdenden Rechts-

geschäften und zur Geltendmachung von an den Krankheitsfall, 

Unfall oder Pflegefall geknüpften Sozial-, Versicherungs- oder 

Beihilfeleistungen.  

 

4. Die Justizministerinnen und Justizminister nehmen das von der 

Arbeitsgruppe der Landesjustizverwaltungen Baden-Württemberg, 

Bayern, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-

Westfalen, Schleswig-Holstein und Saarland vorgelegte Eckpunkte-

papier zur Kenntnis und bitten die Arbeitsgruppe, ausgehend von 

dieser Grundlage einen Regelungsvorschlag auszuarbeiten. 

 

 

 

 


